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Änderung der FDJ-Verfassung geplant
Zentralrat sucht Voraussetzung für „kalte Wehrpflicht"

Bis spätestens März 1955 wird der FDJ-Zentralrat zu einer 
offiziellen Tagung zusammentreten, auf der die zur Zeit gül­
tige FDJ-Verfassung in wesentlichen Punkten abgeändert wer­
den soll. Bereits im Januar soll eine Propagandakampagne 
über die angebliche Notwendigkeit einer Verfassungsänderung 
einsetzen. Der Gründ: Durch Verankerung einer Art „morali­
scher Wehrpflicht“  in den FDJ-Statuten möchte man eine offi­
zielle Wehrpflicht umgehen. Bis Ende 1955 soll die kasernierte 
Volkspolizei, die heute etwa 107 000 Mann zählt, auf über 
300 000 Mann erweitert werden. Den Jugendlichen bleiben jetzt 
etwa acht Wochen Zeit, um ihren Standpunkt zu den SED-Ab- 
sichten darzulegen.

In der Pfingsten 1952 auf dem 
IV. FDJ-Parlament erstmals 
abgeänderten Verfassung hieß 
es: „Der Dienst in der deut­
schen Volkspolizei ist für die 
Mitglieder der FDJ Ehrensache. 
Jedes Mitglied der FDJ hat die 
Pflicht, für die Sache der Ver­
teidigung der DDR persönliche 
Opfer zu bringen.“

Wenig später, am 24. Juli 
1952, wurde das Gesetz über den 
„Dienst für Deutschland“ , die 
sowjetzonale Arbeitsdienstorga­
nisation, erlassen. Die Mitglied­
schaft in der FDJ wurde plötz­
lich zur verhängnisvollen Re- 
krutierungsfalle. Wer sich auf 
Aufforderung seines FDJ-Sekre- 
tärs nicht freiw illig zur K V P  
oder der ODD (Organisation 
„Dienst für Deutschland“) mel­
dete, konnte aus der FDJ aus­
geschlossen und um berufliche 
Fortbildungsmöglichkeiten ge­
bracht werden. Der Vorwurf 
des „nicht zur Verteidigung der 
Heimat bereiten Saboteurs“
wurde ihm in sämtlichen ein­
schlägigen Akten nachgetragen.

Die FDJ hat diese Fehler bit­
ter bezahlen müssen. Die ODD 
wurde, sang- und klanglos auf­
gelöst, die K V P  kam nie über 
die Hälfte der geplanten Stärke 
hinaus. Am 17. Juni 1953,
knapp ein Jahr später also, be­
wiesen die Jugendlichen durch 
ihre Haltung gegenüber der

Regierung, was man ernten 
kann, wenn man Verfassungs­
betrug und Zwangsverpflicktun- 
gen sät.

Jetzt sind die Dinge wieder 
auf ihrem Ausgangspunkt an­
gelangt. Die SED predigt die 
Notwendigkeit der „Nationalen 
Verteidigung“ , Zwangsverpflich­
tungen der Jugendlichen aufs 
Land und in Schwerpunkt­
betriebe haben den „Dienst für 
Deutschland“ abgelöst.

Die Stimmung in der FDJ ist 
überaus schlecht. Was das 
heißt, hat Honecker auf der 
kürzlichen 9. Zentralratstagung 
so umschrieben:

„W ir dürfen auch die Tat­
sache nicht übersehen,, daß in 
der letzten Zeit in einer ganzen 
Reihe von Leitungen des Ver­
bandes verantwortliche Funk­
tionäre entfernt werden muß­
ten, weil sie zersetzenden Ein­
flüssen einer untergehenden 
W elt erlagen!“

Widerstand gegen KVP
Diese „zersetzenden Einflüsse 

einer untergehenden W elt“ sind 
der Massenwiderstand der so'- 
wjetzonalen Jugend gegen das 
von FDJ und SED betriebene 
Rekrutierungsprogramm. Die 
Funktionäre wachsen auch in 
Sachsen nicht auf den Bäumen, 
und Honecker wird Mühe 
haben, all die jetzt „entfernten“

FDJ-Funktionäre durch Rekru­
tierungsbeflissene zu ersetzen.

Die Zeit, wo der FDJ-Sekre- 
tär mit dem Finger die Namens­
liste seiner Grundeinheit ent­
langfahren und sagen konnte: 
„Der, der und der, die kommen 
zur K V P !“ ist vorbei. Wenn die 
geplanten neuen FDJ-Statuten 
in K raft treten sollten, wird 
auch der Funktionär in die Ka­
serne einrücken müssen. 
Erhebliche Schwierigkeiten

Bis dahin aber werden die 
SED und der FDJ-Zentralrat 
noch erhebliche Schwierigkeiten 
überwinden müssen. Es wird 
ihnen nicht möglich sein, Nei­
gung für die kommunistische 
Wehrmacht zu entfachen, zumal 
hier im Gegensatz zur Aufstel­
lung westdeutscher Kontingente 
keine Notwendigkeit einer 
„Verteidigung“ besteht.

Diese Erwägungen werden in 
den kommenden Wochen inner­
halb der FDJ eine große Rolle 
spielen. W ie das von Honecker 
einzubringende Abänderungs­
statut zur FDJ-Verfassung im 
einzelnen aussehen wird, weiß 
man im Zentralrat zur Zeit 
selbst noch nicht. Fest steht 
nur, und das wurde in der 
FDJ-Presse bereits verkündet, 
daß man die Verfassung dem­
entsprechend ändern wird. Ver­
mutlich wird es davon abhän- 
gen, wie die FDJ-Mitglieder auf 
die vorbereitenden Diskussio­
nen reagieren.

Ihr peinlichster Einwand wird 
der Hinweis auf Grotewohls Er­
klärung an die FDJ vom 23. Mai 
1947 in Meißen sein: „Lernt es, 
Toleranz zu üben und mit den 
Andersdenkenden sachlich zu 
diskutieren, denn erst auf die­
sem Boden könnt ihr die Vor­
aussetzung schaffen, richtig 
und gründlich zu lernen!“



UMA8HffNG!GE ZESTONS FÜR DEUTSCHlfiNP

Pariser Verträge und 
W iedervereinigung

DT. W ird ein künftiges Ge­
samtdeutschland an die Pariser 
Verträge gebunden sein? Diese 
Frage ist wichtig, weil es von 
ihrer Beantwortung abhängt, 
ob einer deutschen Wiederver­
einigung aus der Kraft dieser 
Verträge rechtliche Schwierig­
keiten erwachsen kennten.

Auf der Berliner Konferenz 
der vier Mächte war von den 
Außenministern des Westens 
übereinstimmend die These 
vertreten worden, daß eine ge­
samtdeutsche Regierung frei 
entscheiden könne, welche -inter­
nationalen Rechte und Ver­
pflichtungen der Bundesrepu­
blik oder der Sowjetzone 
Deutschlands sie übernehmen 
wolle. .So war es auch im da­
mals vorgelegten Eden - Plan 
formuliert worden. Gilt nun 
diese Auffassung auch gegen­
über den Pariser Verträgen?

Völlig unabhängig
Diese Frage beantwortet der 

völkerrechtliche Sachverständige 
der Bundesregierung, Prof. Dr. 
Wilhelm Grewe, wie dem Bon­
ner Bulletin aus einem Vor­
abdruck des Januarheftes der 
Zeitschrift „Außenpolitik“ zu 
entnehmen ist, mit einem klaren 
Ja. Prof. Grewe geht in seiner 
Untersuchung von zwei ver­
schiedenen Rechtsformen der 
Wiedervereinigung aus.

Zunächst prüft er die vor 
allem in der Opposition ver­
tretene Auffassung, daß eine 
Wiedervereinigung ausgeschlos­
sen sei, wenn dabei die staats- * 
rechtliche Kontinuität und Iden­
tität zwischen der heutigen 
Bundesrepublik und dem künf­
tigen gesamtdeutschen Staat 
erstrebt und behauptet werde. 
Diese Auffassung gehe davon 
aus, daß die Wiedervereinigung 
nur auf der Grundlage eines 
Kompromisses zustande kom­
men könne, das die beiden fak­
tisch bestehenden staatlichen 
Teilordnungen zusammenführe 
und aus ihnen den neuen ge­
samtdeutschen Staat entstehen 
lasse.

Prof. Grewe meint hierzu, 
wenn die Annahme zutreffe, daß 
der künftige gesamtdeutsche 
Staat mit der Bundesrepublik 
völkerrechtlich n i c h t  iden­

tisch sei, dann könne er auch 
nicht durch die von der Bundes­
republik eingegangenen ver­
traglichen Verpflichtungen ge­
bunden sein — was immer in 
diesen Verträgen stehen möge.

Etwas komplizierter liegt der 
Fall, wenn man davon ausgeht, 
daß der künftige gesamt­
deutsche Staat die völkerrecht­
liche F o r t s e t z u n g  der 
Bundesrepublik sein sollte, und 
zwar unter einem revidierten 
Grundgesetz oder einer neuen 
Verfassung. Für diesen Fall be­
jaht Prof. Grewe die Bindung 
des gesamtdeutschen Staates an 
Verträge der Bundesrepublik 
mit der Einschränkung, daß 
diese Verträge nach ihrer 
Natur, ihrem Inhalt und nach 
dem Willen der Partner für 
eine Erstreckung auf Gesamt­
deutschland in Frage kommen. 
Welche Konsequenzen ergeben 
sich nun aus diesem Sachverhalt 
bei einer Wiedervereinigung für 
das Pariser Vertragswerk? 
Prof. Grewe stellt hierzu fest:

Überprüfung
„Gemäß Artikel 10 müßte eine 

Überprüfung aller Bestimmun­
gen des Bonner Hauptvertrages 
und seiner Zusatzverträge vor­
genommen werden. Würde der 
Wiedervereinigung der Ab­
schluß eines Friedens Vertrages 
folgen, so würde auch der Ver­
trag über den Aufenthalt aus­
ländischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland 
automatisch außer Kraft treten.“ 
Ebenso würde im Bonner Ver­
trag der auf die W ieder­
vereinigung bezogene Teil des 
gesamtdeutschen Vorbehalts 
gegenstandslos.

Der Brüsseler Pakt und der 
Nordatlantik-Pakt enthalten im 
Gegensatz zu den vorgenannten 
Verträgen keine auf die Wieder­
vereinigung Deutschlands be­
zogene Revisionsklausel. Die 
Frage, ob das bedeutet, daß 
das wiedervereinigte Deutsch­
land automatisch an diese, bei­
den politisch-militärischen Pakte 
gebunden sein würde, verneint 
Prof. Grewe, Sowohl den Brüs­
seler Pakt als auch den Nord- 
atlantilc-Pakt bezeichnet er als 
Verträge, die ihrer Natur nach 
nicht ohne weiteres auf Ge­
samtdeutschland erstreckt wer­
den können.

Die Wiedervereinigung
Deutschlands stelle nämlich, 
wie immer sie sich vollziehen

möge, mehr als eine gewöhn­
liche Gebietsveränderung dar, 
so daß das völkerrechtliche 
Prinzip der beweglichen Ver­
tragsgrenzen auf diesen Fall 
nicht ohne weiteres Anwendung 
finden könne.

Prof. Grewe geht aber noch 
einen Schritt weiter. Beim 
Brüsseler Pakt und dem Nord­
atlantik-Pakt handelt es sich 
nach seiner Auffassung um Ver­
träge, bei denen die Stärke 
jedes Partners eine entschei­
dende Rolle spielt. Eine tief­
greifende Veränderung der
Struktur eines Vertragspartners 
berechtige die Vertragspartner 
zu der Überlegung, ob sie den 
Vertrag unter den grundlegend 
veränderten Umständen fort­
setzen wollen oder nicht. Dieses 
Recht werde ' ihnen jedenfalls 
dann nicht bestritten werden 
können, wenn bereits beim
Vertragsschluß Einigkeit dar­
über bestanden habe, daß zum 
mindesten der von den Verände­
rungen unmittelbar betroffene 
Partner das Recht der Ent­
scheidungsfreiheit über die 
Fortsetzung der Vertragsver­
pflichtungen haben sollte.

Prof. Grewe stellt hierzu fest, 
daß diese Lage beim Abschluß 
der Pariser Verträge gegeben 
war. „Das Prinzip der Ent­
scheidungsfreiheit Gesamt­
deutschlands war in Berlin von 
allen drei Westmächten ver­
kündet worden. Wenn auch die 
neuen Vertragstexte keine aus­
drückliche Bestimmung über
dieses Prinzip treffen, so kann 
es doch als eine dem Vertrags­
werk stillschweigend unterlegte 
Geschäftsgrundlage angesehen 
werden.“

Dieser Standpunkt Prof. Gre- 
wes ist deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil er zeigt, daß 
die Verwirklichung der Pariser 
Verträge mit der Bundesrepu­
blik als einem Teil Deutsch­
lands keine Versteinerung der 
verträglichen Rechtslage herbei­
führt, an der eine Wiederver­
einigung Deutschlands scheitern 
müßte. Der von den Verträgen 
geschaffene Status Deutschlands 
wird vielmehr auch in völker­
rechtlicher Hinsicht genügend 
elastisch sein, um den Not­
wendigkeiten einer deutschen 
Wiedervereinigung angepaßt 
werden zu können, wenn sie 
unter den sonst selbstverständ­
lichen Voraussetzungen erreich­
bar sein wird.



Jahresbilanz des Bundeskanzlers
Freiheit, Friede, Europa — Wiedervereinigung Hauptziel 

Bonn (AP/DPA). Im  Tätigkeitsbericht der Bundesregierung 
zum Jahreswechsel erklärt Bundeskanzler Br. Adenauer, daß 
die. Regierung auch im neuen Jahr zusammen mit den freien 
Nationen ihre Arbeit für die Erhaltung und Festigung des 
Friedens und der Freiheit in Europa und in der W elt fort­
setzen werde. Es sei ihr Ziel, auf diesem. Wege zu einer Ent­
spannung des Ost-West-Konfliktes beizutragen und damit den 
Weg für die Wiedervereinigung freizumachen.
Dr. Adenauer weist darauf 

hin, Jaß das Jahr 1954 ein Jahr 
der Prüfung und Bewährung 
gewesen sei. Das Scheitern der 
EVG habe in Europa und in der 
ganzen freien W elt eine akute 
Krise ausgelöst. Ihre Überwin­
dung habe aber gezeigt, daß 
der Gedanke der europäischen 
Zusammenarbeit trotz des lang 
währenden Methodenstreites 
über seine Verwirklichung
kraftvoll und lebendig geblie­
ben sei.

Der Bundeskanzler erklärt
weiter, daß trotz der großen
außenpolitischen Aktivität die 
deutsche Innenpolitik auch in 
diesem Jahr nicht zu kurz ge­
kommen sei. Er erinnert dabei 
u. a. an die Fortschritte bei 
der Unterbringung der Vertrie­
benen und Flüchtlinge, den
Wohnungsbau, die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit und die zu­
sätzliche soziale H ilfe für die 
Rentner und Spätheimkehrer. 
Ferner weist er auf die Le i­
stungen der sozialen Marktwirt­
schaft und die Sicherung der 
Währung hin. Die gesunde F i­
nanzlage habe die Steuerreform 
ermöglicht, die vor allem dem 
Mittelstand Vorteile bringen 
wird.

Grußbotschaften
Bonn (ÄP/DPA). Bxmdesprä- 

sident Professor Ileuss und die 
drei alliierten Oberkommissare

Berlin (Eigenmeldung). Die 
finanzielle Hilfe des Bundes für 
Berlin hat von 1949 bis zum 
Ende des laufenden Haushalts­
jahres 4,7 Mrd. DM betragen. 
Darunter befinden sich nicht nur 
die Zuschüsse zum Haushalt 
Berlin, sondern auch die Kriegs­
folge- und Soziallasten, die den 
anderen Ländern nach den glei­
chen Grundsätzen zustehen.

Nicht enthalten sind in dieser 
Bundeshilfe die Zuschüsse der 
Sozialversicherungen zu dem in

haben Neujahrs-Grußbotschaften 
ausgetauscht.

Die Oberkommissare geben in 
ihrer- gemeinsamen Botschaft 
der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Bundesrepublik bald gleichbe­
rechtigt neben ihren Partnern 
stehen wird. Sie sprechen dem 
Bundespräsidenten ihren auf­
richtigen Wunsch dafür aus, 
daß das kommende Jahr „den 
geduldigen und beharrlichen 
Bemühungen günstig sein wird, 
die unsere Regierungen für die 
Wiedervereinigung Deutschlands 
in Freiheit und Frieden unter­
nehmen.“

Heuss betont in seiner Ant­
wort, daß die Wiedervereini­
gung oberstes Ziel der Deut­
schen sei, das nur in enger ver­
trauensvoller Zusammenarbeit 
mit den freien Völkern erreicht 
werden könne.

Würzburg (DPA). Gerade recht 
zum Heiligen Abend kam die 
53jährige Lisbeth Schulz nach 
neunjähriger Trennung aus Si­
birien zu ihrer Mutter nach 
Wuirzburg. Lisbeth Schulz war 
1948 von Königsberg (Ostpreu­
ßen) in ein südsibirisches Straf­
lager deportiert worden und ar­
beitete. in den Wäldern als 
Hoizfällerin. Im Mai 1953 wur-

Berlin benötigten Aufwand so­
wie die 3 Mrd. ERP-Mittel, die 
der Berliner Wirtschaft bis zum 
31. 3. 1954 zur Verfügung ge­
stellt wurden.

27000 Pakete
Berlin (DPA). Rund 27 000 

Weihnachtspakete mit Lebens­
mitteln und Textilien im Wert 
von annähernd 500 000 DM hat 
das Deutsche Rote Kreuz an alle 
Gefangenen versandt.

Weiimachisgraß des Papstes
Vatikanstadt (DPA). M it si­

cherer Stimme richtete der 
Isranke Papst Pius X II.  am Hei­
ligen Abend eine ’Weihnachts­
ansprache an die Gläubigen der 
ganzen Welt.

Pius bedauert in seiner An­
sprache, daß er die übliqhe 
Weihnachtsbotschaft nicht ver­
lesen kann, da er sie aus ge­
sundheitlichen Gründen nicht 
habe fertigstellen können.

„Blutenden Herzens“ , erklärt 
der Papst u. a., „erflehen wir 
himmlischen Trost und heroi­
sche Tapferkeit all jenen unse­
rer Söhne, die gewaltsam in Ge­
fangenschaft, in Konzentrations­
lager gebracht und so gewür­
digt wurden, um des Glaubens, 
der Wahrheit und der Gerech­
tigkeit willen zu leiden.“

Liebe stärker als Haß
Berlin (Eigenbericht). Der 

Ratsvorsitzende der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland, 
Bischof D. Dibelins, hat am 
Heiligen Abend in einer Weih­
nachtsbotschaft über den Rund­
funk die Menschen gemahnt, 
den Frieden zu erhalten. Er hob 
hervor, daß die Liebe stärker 
sei als der Haß.

den die ostpreußischen Häft­
linge amnestiert und „freige­
lassen“.

Gaflsnkea an Gefangene
Berlin (Eigenmeldung). Un­

zählige brennende Kerzen in 
den Fenstern der Berliner Woh­
nungen erinnerten am Heiligen 
Abend, wie in jedem Jahr, an 
die vielen noch nicht heimge­
kehrten Kriegsgefangenen.

Deutscher im UN-Sekretariaf
Genf (AP). Dr. Eberhard Jahn, 

der Berater der Bundesrepublik 
für Flüchtlingsfragen, wurde 
zum Stellvertretenden Leiter 
der Mission des UN-Kommis- 
sars für Flüchtlinge, Dr. van 
Heuven Godhardt, in Bonn er­
nannt.

Die Ernennung Dr. Jahns zu 
diesem Amt macht ihn zum 
höchsten deutschen Beamten im 
UN-Sekretariat.

Bisher 4,7 Milliarden BundesMIfe

Weihnachten aus Sibirien heimgekehrt



Italiens Parlament 
ratifiziert Verträge

Kom (DPA). M it der über­
raschend großen Mehrheit von 
335 gegen 215 Stimmen sprach 
sich das italienische Abgeord­
netenhaus für die Ratifizierung 
der Pariser Verträge aus. Das 
Zustimmungsgesetz, das nur aus 
einem Artikel besteht, geht nun 
an den Senat, der es voraus­
sichtlich im Februar verabschie­
den wird.

Die Mehrheit von 120 Stimmen 
für die Ratifizierung war die 
größte, die die Regierung Scelba 
je  im Parlament erzielt hat.

Den Haag (AP). Die niederlän­
dische Zweite Kammer billigte 
nach mehrtägiger Debatte das 
außenpolitische Programm der 
Regierung. Auf dem Programm 
stand u. a. die Ratifizierung der 
Pariser Verträge.

London weist Sowjefnote zurück
Es bleibt bei der Europa-Politik

London (Eigenmeldung). Das 
britische Außenministerium hat 
die Argumente der sowjetischen 
Note zurüekgewiesen, in der 
für den Fall der Ratifizierung 
der Pariser Verträge mit der 
Kündigung des britisch-sowje­
tischen Beistaiidsvertrages von 
1942 gedroht worden war.

Ein Sprecher des Außenmini­
steriums gab dazu eine Erklä­
rung ab, die folgenden Wort­
laut hat: „Die britische Regie­
rung würde es sehr bedauern, 
wenn der britisch-sowjetische 
Pakt von 1942, dem sie immer 
Wichtigkeit beigemessen hat, 
durch die Sowjetregierung für 
ungültig erklärt und außer Kraft 
gesetzt werden sollte. Gleichzeitig 
bedauert die britische Regie-

Papst verurteilt „Nationalkirche44
Enzyklika an chinesische Katholiken

Pius X II. appellierte in einer 
in Rom veröffentlichten Enzy­
klika an die Katholiken in 
China, sich den Bestrebungen 
zur Schaffung einer „National­
kirche“ kompromißlos zu wider- 
setzen.

In der vom 7. Oktober 1954 
datierten Enzyklika „ad sinarum 
gentes“ protestiert der Papst 
gegen die von den rotchinesi­
schen Behörden propagierte 
Bewegung der drei „Autono­
mien“ : der Autonomie .in der 
Führung der Kirche, der wirt­
schaftlichen Autonomie der K ir­
che und der Unabhängigkeit im 
kirchlichen Lehramt.

Die Vatikanzeitung „Osserva- 
tore Romano“ veröffentlicht 
gleichzeitig mit der Enzyklika 
eine Bilanz der Kirchenverfol­
gung im kommunistischen China. 
Nach diesem Bericht sind 49 
katholische Erzbischöfe, Bi­
schöfe und apostolische Präfek­
ten ausgewiesen worden, 17 sind 
zur Zeit im Kerker, 6 Erz­
bischöfe und Bischöfe sind im 
Gefängnis gestorben. Insgesamt 
wurden 2645 ausländische Geist­
liche aus China ausgewiesen.

„B is zum Ausgangspunkt"
Washington (AP). Die neue, 

in Paris gebilligte Atom-Stra­
tegie des NATO-Oberkomman- 
dos gebe zum erstenmal die Si­
cherheit, daß Europa vom Osten

nicht überrollt werden kann. 
Dies stellte der amerikanische 
Außenminister Dulles als das 
wichtigste Ergebnis der Tagung 
des NATO-Ministerrates heraus.

Die neue Strategie biete die 
Garantie- dafür, daß eine Ag­
gression erfolgreich abgewehrt 
und der Angreifer „bis zum 
Ausgangspunkt“ zurückgeschla­
gen werden könne.

Deutsch-holländische 
Abmachung

Bonn (AP). Deutsche Kriegs- 
gefallene, die in den Niederlan­
den bestattet sind, können auf 
Grund einer deutsch-niederlän­
dischen Abmachung in die Bun­
desrepublik übergeführt wer­
den.

rung sowohl die Art und Weise, 
in der die Sowjetregierung jetzt 
mit der Außerkraftsetzung 
droht, wie die ursächlichen Zu­
sammenhänge.

Die britische Regierung kann 
die in der Sowjetnote angegebe­
nen Gründe nicht anerkennen. 
Es gibt keine Berechtigung für 
die sowjetische Behauptung, daß 
die Pariser Verträge mit dem 
Pakt unvereinbar sind. Die bri­
tische Regierung wird die von 
ihr eingeschlagene Politik fort­
setzen, die westeuropäische E i­
nigkeit zu konsolidieren.“

London (DPA). Der britische 
Außenminister Eden erklärte 
im Unterhaus, er erwarte im 
nächsten Jahr eine Stärkung 
der NATO durch einen deut­
schen Verteidigungsbeitrag. 
Noch bedeutender sei aber die 
jetzt beginnende Ausrüstung 
der NATO-Streitkräfte mit neu­
artigen Waffen.

Mit Montanunion 
verbunden

London (DPA). Großbritan­
nien und die Mitglieder der 
Montanunion Unterzeichneten im 
Lancaster-Haus in London das 
Assoziierungsabkommen zwi­
schen der Montanunion und 
Großbritannien.

Ziel des Abkommens ist es, 
alle Fragen von gemeinsamem 
Interesse, die auf dem Gebiet 
von Kohle und Stahl zwischen 
der Montanunion und Großbri­
tannien entstehen, in ständigen 
Institutionen zu besprechen und 
eine gemeinsame Grundlinie zu 
vereinbaren.

Wirtschaftlicher Wettbewerb
Washington (DPA). Verschie­

dene Maßnahmen der amerika­
nischen Regierung in letzter 
Zeit deuten darauf hin, daß die 
USA ihre Anstrengungen jetzt 
auf die Entwicklung wirtschaft­
licher Waffen im Kalten Krieg 
konzentrieren wollen. Die mili­
tärische Stärke der USA soll je ­
doch durch diese Akzentver­
schiebung nicht beeinträchtigt 
werden.

Der wirtschaftliche Wettbe­

werb mit den kommunistischen 
Ländern war seit dem Ausbruch 
des Koreakrieges gegenüber 
den Rüstungsanstrengungen in 
den Hintergrund getreten. Er 
soll jetzt wieder ein Hauptele­
ment der Politik werden und 
entspricht der Konzeption der 
„Wettbewerbs-Koexistenz“ , ein 
Begriff, der in den USA häufig 
der von Moskau propagierten 
Formel der „Koexistenz-Poli­
tik“ entgegengestellt wird.



Odyssee der ostdeutschen Glocken
Sie klingen in einer neuen Heimat — Flüdkilmgggemeinden übergeben

Zahlreiche Glocken erklangen am Heiligen Abend über den 
Nord westdeutschen Rundfunk, die einst .jenseits der Oder- 
Neiße-Linie die Gläubigen zur Kirche riefen. Damit brachte 
der Rundfunk ein Stück der verlorenen Heimat in eherner 
Stimme in die Weihnachtsstuben von der Nordsee bis zu den 
Alpen.

Hätte es keine „Widerstands­
bewegung“ gegeben, wären im 
Jahre 1941 100 000 deutsche
Glocken für immer ausgelöscht 
worden, damit ihr bronzener 
Leib zu Kanonen würde. Dem 
Einspruch der Kirchen gelang 
es, das Schlimmste zu verhüten. 
Dennoch sind über 85 000 deut­
sche Glocken jüngeren Datums 
für immer verstummt. Man 
sammelte damals von Hettstedt 
in der Sowjetzone bis zur Eifel 
und von Calw bis Hamburg die 
abgenommenen Glocken.

Es ist bezeichnend, daß zwei 
Frauen als Fachkundige die 
mühsame Arbeit übernahmen, 
die geborgenen Schätze im 
Lager des Hamburger Frei­
hafens nach 1945 wieder einzu­
ordnen, zu welchem Geläut sie 
gehörten und wo dieses Geläut 
zu Hause war.

Die große Wanderung
Von 1948 bis 1950 bewegten 

sich schwimmende Glocken­
herbergen auf den deutschen 
Flüssen. In  Zwischenlagern von 
Stralsund bis Dresden und von 
Braunschweig bis Karlsruhe 
warteten schon die Fachleute, 
um über Zonengrenzen hinweg 
die. einst abgenommenen Glok- 
ken wieder in ihre Heimat zu 
führen.

Doch nicht zurückkehren 
konnten die Glocken, die einst 
jenseits der Oder und Neiße 
hingen. Es gelang, den pol­
nischen Anspruch abzuwehren. 
Die Fuldaer Bischofskonferenz 
und der Evangelische Kirchen­
rat in Hannover kamen überein, 
diese Glocken leihweise dahin 
zu geben, wo sich Flüchtlings­
gemeinden aus dem Osten ge­
bildet haben. Als die Paten­
schaftsbewegung zwischen west­
deutschen Städten und ostdeut­
schen Orten aufkam, übernah­
men viele Städte im Westen 
Glocken ihrer Paten im Osten. 
Allein 200 ostdeutsche Pfarrer 
meldeten sich in Hamburg, die 
für ihre neuen Gemeinden im

Westen nach den alten Glocken 
suchten.

Diese Bewegung ist nunmehr 
abgeschlossen. So konnten dies 
Jahr erstmals alle, soweit sie 
in Hamburg noch vorhanden 
und zum Teil wiederhergestellt 
waren, in ihrer neuen Heimat 
erklingen.

Von Danzig nach Lübeck
Man sagt, es seien rund 1600 

Glocken, die einst im Osten 
hingen und nun den W eg in 
westdeutsche Kirchtürme ge­
funden haben. Lübeck erhielt 
die Glocken der Patenstadt 
Danzig, soweit sie noch vor­
handen waren. Lüneburg be­
sitzt eine Glocke aus dem Sam- 
land. Die Ostdeutsche Gedenk­
stätte auf dem Schloß Burg an 
der Wupper übernahm Glocken 
aus dem Königsberger Dom und 
der Breslauer Jakobikirche.

Die ostdeutsche Domglocke 
aus Frauenburg in Ostpreußen 
läutete in Münster die Weih-

Bonn (DPA). Das Rimdes- 
ministeriuin für gesamtdeutsche 
Fragen hat in seinem Tätig­
keitsbericht für 1954 festge­
stellt, daß die Politik der So­
wjetunion ganz offensichtlich 
auf die Neutralisierung Deutsch­
lands unter gleichzeitiger 
Schwächung der westeuro­
päischen Einigungsbestrebun­
gen und die Verdrängung der 
USA vom europäischen Konti­
nent abzielt. Am Ende dieser 
Politik, so heißt es weiter in 
dem Bericht, würde das „ein­
heitliche volksdemokratische 
Deutschland“ stehen.

Vom Ministerium wird erneut 
die Illegalität des Systems der 
Sowjetzolle betont und dabei 
die Ansicht vertreten, daß 
dieses System nicht durch un­
besonnene Handlungen aner­
kannt werden dürfe. Es sollten

nacht ein. Eine gewaltige Glocke 
aus Stargard in Pommern ruft 
in München die Gläubigen. Die 
Molhvitzer Glocke, die einst zu 
Friedrich des Großen Zeiten in 
der Schlacht von Mollwitz läu­
tete, hängt in Mühldorf in Ober­
bayern. Sie wird von der Mün­
chener Gruppe der Brieger 
Landsmannschaften betreut. 
Eine berühmte Glocke aus Schle­
sien, die Groß-Jankwitzeb aus 
Böhmischdorf, die aus dem 
Jahre 1483 stammt, ruft in Gos­
lar, der Patenstadt der schlesi­
schen Stadt Brieg, zu derem 
Kirchensprengel sie einst ge­
hörte, die Andächtigen zur K ir­
che. Eine weitere Brieger Glocke 
findet sich heute in Neuenkir­
chen im Kreise Koburg.

Eine lange Odyssee haben die 
ostdeutschen Geläute hinter sich 
gebracht. Nun sind ihre Irr­
fahrten zu Ende, bis sie einst­
mals wieder auf die Reise gehen 
werden, um dann in ihre Hei­
matkirche jenseits der Oder und 
Neiße zurückzukehren. Bis da­
hin mögen sie in Westdeutsch­
land die Erinnerungen an die 
angestammte Heimat wachhal­
ten.

so viel Kontakte von Mensch zu 
Mensch über die Zonengrenze 
wie möglich hinweg geschlossen 
und jede Berührung mit so­
wjetzonalen Dienststellen und 
Funktionären vermieden wer­
den. In diesem Sinne sei die 
Bildung von „gesamtdeutschen 
Komitees“ nach dem Scheitern 
der Berliner Konferenz abge­
lehnt worden.

Während die sowjetischen 
und sowjetzonalen Aktionen 
nach dieser gescheiterten Kon­
ferenz und die Idee der Neu­
tralisierung in politischen Krei­
sen und der Bevölkerung keinen 
Fuß gefaßt hätten, habe die 
von der Bundesregierung und 
die im Eden - Plan verfolgte 
Wiedervereinigungspolitik im 
Laufe des Jahres noch stärkere 
"Wurzeln im deutschen Volk ge­
schlagen.

Die Ziele der Sowjetpolitik
Bericht des M inisterium s fü r gesamtdeutsche Fragen



Rezept für rote Romane
D ie W andlungen des Sow jetsehriftsteliers lija  Ehrenburg

Verwahrlostes 
Eisenbahnnetz

Berlin (Eigenmeldung). Die 
sowjetzonale Reichsbahn hat 
zusätzliche Mittel in Höhe von 
38 Millionen Mark angefordert, 
um den Streckenoberbau not­
dürftig in Ordnung bringen zu 
können. Bis jetzt sollen weit 
über 400 „Langsamfahrstellen“ 
in der „DDR“ bestehen. Eine 
Unterlassung dieser Repara­
turen würde nach Ansicht des 
zuständigen Ministers Kramer 
die „Langsamfahrstellen“ ver­
doppeln.

W ied er „Thüringer 
Tageszeitung“

Koburg (DPA). Die „Thürin­
ger Tageszeitung“ , die früher 
in Hildburghausen herausgege- 
ben wurde, erscheint seit ab 
Weihnachten im 138. Jahrgang 
in Koburg wieder monatlich 
zweimal.

Dieser Tage rügte das SED- 
Zentralorgan in einem Beitrag 
die mangelnde Teilnahme lei­
tender Kader am laufenden
Parteischuljahr. Das heißt auf 
deutsch: Was dem kleinen Ge­
nossen zur Pflicht gemacht wird, 
die Teilnahme an den langwei­
ligen Schulungsabenden, ist den 
großen Genossen ziemlich
schnurz.

Da wurden nun im „Neuen
Deutschland“ die Genossen
Herzberg, zweiter Direktor der 
D IA  Nahrung, und Herzig, Di­
rektor der Neptunwerft, ge­
nannt. Der erste ging lieber in 
die SED-Künstlerkneipe „Möwe“ 
anstatt zur Abenduniversität 
der SED, der zweite hat die 
Rostöcker Abenduniversität, an 
der ihn seine Partei immatriku­
lierte, überhaupt noch nicht an­
gesehen.

Soweit ist das nicht tragisch. 
Aber, wie schon aus der Gleich­
artigkeit beider Namen zu be­
merken : Der Zentralorgansarti­
kel ist nur Teilstück einer grö­
ßeren Beschwerde, die die Ab­
teilung Parteischulung des 
SED-Zentralkomitees an das Se­
kretariat des ZK gerichtet hat.

Darin sind die Namen von 
rund 500 leitenden SED-Funk-

Aus Moskau kommt merk­
würdige, allerdings nicht neue 
Kunde: II ja Grigor je witsch
Ehrenburg, einst ein Schrift­
steller, seit zwanzig Jahren ein 
literarisches Chamäleon, das 
sich je nach Bedarf des Kremls 
blutrot oder rosa einfärbt, 
macht wieder von sich reden. 
Dieser Mann, der mit seiner 
Taktik der Charakterlosigkeit 
alle Säuberungen, ja selbst 
Stalin und Berija überlebt hat, 
fordert einen „Sowjet-Huma­
nismus“ .

Er fordert ihn für die Litera­
tur oder besser gesagt für das, 
was man an Moskwa und Wolga 
unter Literatur versteht.

Vor einem Jahr machte 
Ehrenburg die Zeitschrift 
„Snamja“ (Das Banner) zum 
Forum seiner Kritik. Diesmal 
wandte er sich direkt an seine 
Kollegen auf dem allrussischen

Parteischulung
Feststellungen 

tionären, alphabetisch geordnet, 
festgehalten, die ihre Seliu- 
lungspfiicht ganz besonders ver­
nachlässigt haben. Und was das 
für Genossen sind!

Neben dem Präsidialsekretär 
Otto Winzer steht eine ganze 
Latte von Mitarbeitern aus 
Piecks Präsidialkanzlei auf der 
Schwarzen Liste! Alle Mitarbei­
ter der Kanzlei, der Präsident 
Pieck offiziell nicht ausgenom­
men, sind nämlich laut Partei- 
schulbestimmung verpflichtet, 
mindestens einmal monatlich an 
einer Vorlesung der Abenduni­
versität teilzunehmen. Keiner 
hat sich bis heute blicken las­
sen.

Unter E kann man: den Ost­
berliner Stadtvorsitzenden Ebert 
finden, der seine Unterlagen 
zum Fernstudium bis heute 
noch nicht einmal angefordert 
hat. Besonders beklagt wird, 
daß sich kein einziger SED-Mi­
nister bisher an den Schulungs­
plan gehalten hat.

Ein wahrer Lichtblick sind 
die rühmlichen Ausnahmen, die 
die Abteilung Parteischulung 
zitiert. SSD - Staatssekretär 
Wolhveber hat bisher nur eine 
einzige Lektion der Abenduni­
versität versäumt.

Kongreß der Sowjet-Autoren. 
Nach einem Bericht des Sowjet- 
zonen-Autors Stefan Heym in 
der „Täglichen Rundschau“ 
wünscht sich Ehrenburg eine 
Literatur, die abgeht von der 
Schwarz - Weiß - Malerei und 
„deren Größe der Größe des 
gowjetischen Volkes entspricht“ .

Wenn Ilja  Grigorjewitsch 
Ehrenburg sich so festlegt, 
darf man mit Sicherheit an­
nehmen, daß er mit Freibrief 
seiner Herren im Kreml um­
geschaltet hat.

Die Hintergründe für die 
Propagierung dieses literari­
schen Bruchs mit dem Stil von 
zwanzig Jahren Sowjetkultur 
sind klar. Von 1934 bis zu 
Stalins Tod gab es in der So­
wjetunion keine Literatur in 
unserem Sinne. Im Zeichen des 
sozialistischen R-ealismus konn­
ten und durften die rotqn 
Barden nur das hohe Lied der 
Fünfjahrespläne, des Übersolls, 
der Traktorenliebe und Kollek­
tivfrüchte singen. W ie Ehren­
burg jetzt feststellt, war diese 
Epoche unfruchtbar, denn bei 
den Sowjetmenschen fand man 
keine Gegenliebe. Es muß also 
eine neue Parole ausgegeben 
werden. Aber wie die Macht­
haber im Kreml diesen litera­
rischen Knoten auch drehen und 
wenden werden, sie können ihn 
nicht lösen.

W ie sollen denn die roten 
Barden ihre Harfe schlagen, 
wenn sie das Dogma vom Glück 
des Sowjetbürgers nicht ver­
letzen dürfen, dennoch aber 
ursprünglich, unabhängig und 
eigenwüchsig sein sollen?

Einige von ihnen versuchten 
es nach Ehrenburgs ' Farb­
wechsel im vergangenen Jahr. 
Sie haben schon dafür büßen 
müssen, daß sie dem Sowjet­
leben einen Spiegel vorgehalten 
haben. Wegen „Trunksucht und 
Unmoral“ wurden sie geächtet 
und aus dem Autorenverband 
ausgeschlossen. Ob es das ist, 
was Ilja  Ehrenburg unter „So­
w jet - Humanismus“ versteht, 
wenn er „von dem aufmerk­
samen Eingehen auf die Ge­
schicke des einzelnen“ spricht?

Was Ehrenburg auch noch 
fordern wird, in einem totali­
tären Staat kann es keine 
lebende Literatur geben.

Prominenz schwänzt
Z K -U m frage  führte za pein lichen



„Kiek, um 300 Prozent erhöht, weil se keene 
5 Prozent bei der Wahl jekriegi haben 1"

HO-Kapriolen in Ostberlin
G eringes Echo im  W esten

Die neuen Maßnahmen im 
Ostsektor, die den Besuch von 
HO - Gaststätten durch West­
berliner erschweren sollen, in­
dem man von ihnen Bezahlung 
in Westmark zum Kurs 1 :1  
verlangt, haben in Westberlin 
nur geringes Echo ausgelöst. 
Sie werden einmütig als deut­
liches Zeichen dafür angesehen, 
wie sehr sich die Versorgungs­
lage in Sowjetzone und -Sektor 
entgegen allen östlichen Pro­
klamationen verschlechtert hat.

Hieß es ursprünglich, „der 
kluge Westberliner kauft in der 
HO“ , so wurde nach etwa Jah­
resfrist unter dem Vorwand, 
„Diversanten und Spekulanten“ 
aus dem Westen würden ver­
suchen, den Aufbau im Osten 
zu stören, der Einkauf durch 
Westberliner stark einge­
schränkt.

Als dann die Stalinallee als

ostzonale Propagandastraße auf­
gebaut wurde, sollten insbe­
sondere in den Prunk-CafSs 
„Warschau“ und „Budapest“ der 
Wohlstand und die gute Ver­
sorgungslage im Osten demon­
striert werden. Westberliner 
konnten, ohne daß sie sich aus- 
weisen mußten, in den HO- 
Restaurants gegen Bezahlung in 
Ostmark essen und trinken.

Wenn man auch dies jetzt 
verbietet, zeigt es, daß der 
Osten selbst diese geringen 
Mengen an Nahrungs- und Ge­
nußmitteln nicht erübrigen 
kann. Ob und wie weit sich 
das auf den Wechselkurs aus­
wirken wird, bleibt abzuwarten.

Da nur wenige Westberliner 
von den östlichen Möglichkeiten 
dieser Art Gebrauch gemacht 
haben, erwartet man in zu­
ständigen Kreisen keine auf­
fallende Kursbewegung.

Polen tanzen in Utopia
Eine polnische Zeitung meint in einer 

Betrachtung über das Vergnügungsleben 
im „volksdemokratischen“ Polen, wenn ein 
junger Mann seiner Freundin in Polen 
vorschlagen würde, mit ihm zum Tanzen 
zu gehen, dann würde ihn diese wahr­
scheinlich für völlig verrückt halten und 
sofort fragen: „W o?“ — „Vor dem Krie­
ge“ , so schreibt das Blatt, „hat es zum 
Beispiel in der Provinz Stalinograd (Kat- 
towitz) Dutzende von Tanzlokalen ge­
geben“. Ironisch heißt es weiter: „Die­
jenigen unter uns, die nach dem Kriege 
aufgewachsen sind, werden das kaum für 
möglich halten.“

Abschließend heißt es: „In  unserer Pro­
vinz leben über eine viertel Million Men­
schen, aber es gibt nur vier Tanzlokale, 
in denen nur jene tanzen können, die ge­
nügend Muskelkraft haben, um sich den 
Weg hinein zu erkämpfen.“

Einer hin —  zw ei zurück
Ein britischer Staatsangehöriger mit Na­

men Anthony Jackson hat nach einer Mel­
dung des Ostberliner Rundfunks am Mitt­
woch um die Genehmigung gebeten, in der 
Sowjetzone „leben und arbeiten“ zu dür- 

• fen. In einer angeblich von ihm stammen­
den Erklärung heißt es, er sei der Be­
mühungen der britischen Politiker und 
der Amerikaner, die Haßgefühle zwischen 
ihren und den Völkern der Ostblockstaaten 
schaffen wollten, überdrüssig.

Von britischer Seite wurde hierzu er­
klärt, daß keine Unterlagen zum Fall 
Jackson vorlägen.

Zwei britische Zivilisten, die 
den „Kommunismus einmal et­
was näher betrachten“ wollten 
und im Juli in die Sowjetzone 
übergeweehselt waren, sind nach 
Mitteilung eines britischen Spre­
chers in Bonn nach fünfmonati­
gem Aufenthalt wieder ausge­
wiesen worden.

Umzug
Durch einen „Ministerrats- 

besehluß“ sollen ah Januar 1355 
.die zentralen Leitungen der 
Handelszentralen, des Konsums 
und der volkseigenen Industrie 
nach und nach in Städte der 
Zone verlegt werden. Als Be­
gründung wird angegeben, daß 
sämtliche Pläne, Umsatz- und 
Froduktionszahlen ständig durch 
„unzuverlässige Elemente“ nach 
Westberlin gebracht würden.



Friedliche Ziele der Atomforschers»
1955 enge in ternationa le Zusam m enarbeit

Für die Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit 
in der Auswertung der Atomtechnik wird das Jahr 1955 eine 
besonders wichtige Rolle spielen. Alle Anzeichen sprechen da­
für, daß die nächsten zwölf Monate zu einer weltweiten Zu­
sammenarbeit bei der Ausnutzung der Atomenergie führen 
werden.
Im  kommenden Jahr wird die 

erste internationale Atom-Sach­
verständigenkonferenz unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten 
Nationen zusammentreten, um 
über die Mittel Lind Wege zur

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Berlin-Charletten- 
burg 9 mitzuteiJen.

Nutzbarmachung der Atomener­
gie für friedliche Zwecke zu 
beraten. Eine internationale 
Atomenergie-Behörde soll ge­
schaffen werden, um den Aus­
tausch von kernreaktivem Atom­
material und wissenschaftlichen 
Daten der Atomforschung zwi­
schen den Ländern zu fördern 
und zu überwachen.

Die amerikanische Atomener­
gie-Kommission wird im Mai 
des nächsten Jahres ihre noch 
vor kurzem sorgsam geheim­
gehaltenen Forschungsanlagen 
auf dem Versuchsgelände von 
Oak Ridge für Atom- und 
Kernphysiker anderer Länder 
zugänglich machen. Die Kom­
mission gab bekannt, daß sie 
Sonderkurse über „Isotopen­
technik“ für Kernforscher und 
Atomtechniker anderer mit 
Amerika befreundeter Staaten 
abhalten wird. Außerdem will 
die Kommission für eine An­
zahl von Ärzten und Chirurgen 
aus dem Ausland Arbeitsplätze 
in den modernsten amerika­
nischen Krebskrankenhäusern 
zur Verfügung stellen. Sie sollen

dort Gelegenheit haben, sich 
mit den neuesten Methoden der 
Krebsbekämpfung durch radio­
aktive Stoffe vertraut zu machen.

In der Schweiz schreitet in­
zwischen die Arbeit an dem 
einzigartigen durch das Zusam­
menwirken zwölf europäischer 
Länder möglich gemachten Pro­
jekt, dem Bau der größten 
Atomzertrümmerungsanlage der 
Welt, eines Zyklotrons, rasch 
voran.

Bisher sind von den beiden 
interessierten Regierungen

Amerika und Großbritannien 
für Forschungs- und Ausbil­
dungszwecke 120 kg spaltbares 
Material zur Verfügung gestellt 
worden. Der amerikanische Bei­
trag von 100 kg allein reicht 
schon aus, um in ändern Län­
dern 15 Versuchsreaktoren fünf 
Jahre und länger zu betreiben.

Die ^Errichtung solcher Ver­
suchsreaktoren, die in ändern 
Ländern die wissenschaftlichen, 
industriellen und landwirt­
schaftlichen Fortschritte voran­
treiben sollen, ist seit langem 
ein Lieblingsplan Eisenhowers.

Der Vorsitzende der amerika­
nischen Atomenergie-Kommis­
sion, Lewis Strauss, hat erklärt, 
daß die W elt einem Zeitalter 
nie geahnten Wohlstandes und 
guter Werke entgegengehe, wo 
Mittel und Wege zur Verhinde­
rung des Krieges gefunden wer­
den könnten.

Wohnungsbau auf Hochtouren
W eiterh in  R ekord le istungen  in  W estdeutschland

Bis Ende 1954 wurden in der 
Bundesrepublik einschließlich 
Westberlin insgesamt 2,5 M il­
lionen Wohnungen gebaut. Die 
Rekordleistungen von 1953 mit 
518 000 Wohnungen würden in 
diesem Jahre wieder erreicht 
werden, teilte Bundeswolinuhgs- 
hauminister Preusker in seinem 
Jahresbericht mit. Für die
2,5 Millionen Wohnungen wur- 

_den 34 Milliarden DM aufge­
wendet. Zehn Millionen Men­
schen oder jeder fünfte Be­
wohner der Bundesrepublik 
haben eine Neubauwohnung 
gefunden.

Durch Neugründung von 
Haushalten entsteht jedes Jahr 
ein neuer Bedarf von 200 000 
bis 250 000 Wohnungen. Dazu 
kommt der Zustrom von Flücht­
lingen aus der sowjetischen 
Zone. Seit Herbst 1949 ist das 
Wohnungsdefizit von fünf Mil­

lionen auf drei Millionen Ende 
1954 verringert worden. Zur 
Unterbringung von Familien 
sind noch zwei Millionen Woh­
nungen notwendig. Der Rest­
bedarf entfällt auf Wohnraum 
für Einzelpersonen.

1954 wurden im Vergleich zu 
den Vorjahren größere und 
bessere Wohnungen gebaut.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m N o 1 - 
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt.

Licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

S S Q , heriiören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt tind verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.
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